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Vorblatt 


Brüsseler Seerechtsübereinkommen 
vom 10. Oktober 1957 und 10. Mai 1952 

(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

Es wird das Zustimmungsgesetz zu den auf der IX. und X. Diplo- 
matischen Seerechtskonferenz in den Jahren 1952 und 1957 
geschlossenen Übereinkommen vorgelegt. Durch die Überein- 
kommen soll das Seerecht auf Teilgebieten vereinheitlicht 
werden. 


B. Lösung 

Das Zustimmungsgesetz bezieht sich auf folgende Überein- 
kommen: 

a) Internationales Übereinkommen vom 10. Mai 1952 zur Ver- 
einheitlichung von Regeln über den Arrest in Seeschiffen. 
Das Übereinkommen enthält Schutzbestimmungen, die die 
Freizügigkeit der Schiffahrt vor der Beschlagnahme der 
Schiffe in fremden Häfen bewahren soll. 

b) Internationales Übereinkommen vom 10. Mai 1952 zur Ver- 
einheitlichung von Regeln über die zivilgerichtliche Zustän- 
digkeit bei Schiffszusammenstößen. Das Übereinkommen 
strebt eine Vereinheitlichung und Beschränkung der für 
Klagen aus Schiffszusammenstößen zur Verfügung stehen- 
den Gerichtsstände an. 

c) Internationales Übereinkommen vom 10. Mai 1952 zur Ver- 
einheitlichung von Regeln über die strafgerichtliche Zu- 
ständigkeit bei Schiffszusammenstößen und anderen mit 
der Führung eines Seeschiffes zusammenhängenden Ereig- 
nissen. Das Übereinkommen trifft Regelungen des inter- 
nationalen Strafrechts über die Zuständigkeit der Straf- 
verfolgung bei Straftaten im Zusammenhang mit der Füh- 
rung des Schiffs auf hoher See. Es enthält damit zugleich 
Bestimmungen zum Schutze der Besatzung und des Schiffs 
bei solchen Delikten. 
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d) Internationales Übereinkommen vom 10. Oktober 1957 über 
die Beschränkung der Haftung der Eigentümer von See- 
schiffen sowie das Unterzeichnungsprotokoll hierzu. 

Durch das Übereinkommen werden die unterschiedlichen 
nationalen Beschränkungssysteme modernisiert und verein- 
heitlicht. Gegenüber dem geltenden deutschen Recht wird 
eine wesentliche Verschärfung der Reederhaftung ein- 
geführt. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig die Annahme des 
Vertragsgesetzes mit der Änderung, daß allgemein geltende 
Vorbehalte in das Gesetz aufgenommen werden sollen. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Durch die Verpflichtung des Übereinkommens von 1957, ein 
neues seerechtliches Verteilungsverfahren einzuführen, wer- 
den den Gerichten neue Aufgaben zugewiesen und entstehen 
den Ländern noch nicht zu beziffernde Kosten. 
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Sdiriftlidier Bericht 

des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 10. Oktober 1957 über 
die Beschränkung der Haftung der Eigentümer von Seeschiffen 
und zu den auf der IX. Diplomatischen Seerechtskonferenz in 
Brüssel am 10. Mai 1952 geschlossenen Übereinkommen 

— Drucksache VI/2224 — 


A. Bericht der Abgeordneten Dr. Arndt (Hamburg) und 
Dr. Hauser (Sasbach) 


I. 

Der Gesetzentwurf wurde vom Deutschen Bundes- 
tag in seiner 125. Sitzung am 8. Juni 1971 dem 
Rechtsausschuß — federführend — sowie dem Aus- 
schuß für Verkehr und für das Post- und Fern- 
meldewesen — mitberatend — überwiesen. Der 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fern- 
meldewesen hat die Vorlage in seiner 35. Sitzung 
am 29. September 1971 behandelt und keine Be- 
denken erhoben. Der Rechtsausschuß hat den Ent- 
wurf in seiner 68, Sitzung am 19. Januar 1972 be- 
raten. 

Der Rechts aus schuß empfiehlt einstimmig, den 
Regierungsentwurf mit der vom Bundesrat empfoh- 
lenen und von der Bundesregierung akzeptierten 
Änderung anzunehmen. 

II. 

Das Internationale Übereinkommen vom 10. Mai 
1952 zur Vereinheitlichung von Regeln über den 
Arrest in Seeschiffe soll die Freizügigkeit der Schiff- 
fahrt erleichtern, indem es die Sicherungsbeschlag- 
nahme von Schiffen in fremden Häfen beschränkt. 
Die Beschlagnahme soll danach nur noch dann zu- 
lässig sein, wenn sie wegen bestimmter, in einem 


Katalog des Übereinkommens aufgeführter sog. 
„Seeforderungen" geschieht. Die damit für die Gläu- 
biger verbundene Einschränkung der Möglichkeiten 
ihrer Rechtsverfolgung ist hinnehmbar, weil prak- 
tisch alle Ansprüche, die aus dem normalen Betrieb 
eines Schiffes in einem Gastland erworben werden 
können, unter den Begriff der Seeforderungen fal- 
len, Wenn es auch nicht unbedingt erforderlich er- 
scheint, von den Vorbehalten nach Artikel 10 Buch- 
staben a und b des Übereinkommens bezüglich des 
Arrestes in ein Schiff, bei Streitigkeiten über dessen 
Eigentum, bei Streitigkeiten zwischen Miteigen- 
tümern eines solchen sowie bei Schiffspfandrechten 
bei der Ratifizierung Gebrauch zu machen, so tritt 
der Ausschuß doch der Auffassung der Bundesregie- 
rung bei, daß die Ausübung der Vorbehalte emp- 
fehlenswert ist, um Mißverständnisse zu vermeiden. 


III. 

Das Übereinkommen vom 10. Mai 1952 zur Ver- 
einheitlichung von Regeln über die zivilgerichtliche 
Zuständigkeit bei Schiffszusammenstößen verein- 
heitlicht und beschränkt die Gerichtsstände, die dem 
Kläger wegen seiner Ansprüche aus Schiffszusam- 
menstößen zur Verfügung stehen. Es läßt den Ge- 
richtsstand des gewöhnlichen Aufenthalts des Be- 
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klagten oder seiner gewerblichen Niederlassung, 
den Gerichtsstand des Arrestes und — bei Zusam- 
menstößen in Häfen oder Binnengewässern — den 
Gerichtsstand des Ortes des Zusammenstoßes zu; 
der Kläger hat die Wähl zwischen diesen Gerichts- 
ständen. Andere Gerichtsstände können jedoch ver- 
einbart werden. 

Die Regelung verbessert einmal die Übersichtlich- 
keit der Zuständigkeitsfragen in den Vertragsstaa- 
ten. Sodann vermindert sie die Nachteile, die sich 
für den Beklagten aus dem häufigen Bestreben des 
Klägers ergeben, den Gerichtsstand im Hinblick auf 
das vom Gericht anzuwendende materielle Recht 
auszuwählen. 

Die Regelung erscheint auch geeignet, in das 
deutsche Recht übernommen zu werden. Dabei wird 
durch den Entwurf hinreichend sichergestellt, daß 
Inländern aus der Beschränkung der Gerichtsstände 
keine Nachteile gegenüber den Angehörigen von 
Nichtvertragsstaaten des Übereinkommens ent- 
stehen, nach deren Recht Deutsche nicht entspre- 
chend geschützt werden. 


IV. 

Das Übereinkommen vom 10. Mai 1952 über die 
strafgerichtliche Zuständigkeit bei Schiffszusammen- 
stößen schützt die Schiffsbesatzungen bei den mit 
der Führung eines Schiffes zusammenhängenden 
Delikten gegen die Gefahren wiederholter straf- 
rechtlicher Verfolgung. Zugleich bewahrt es die 
Schiffahrt vor der Gefahr, durch Beschlagnahme von 
Schiffen im Zusammenhang mit strafrechtlichen Vor- 
kommnissen behindert zu werden. 

Der Ausschuß stimmt der Bundesregierung trotz 
dieses Ziels darin zu, daß von dem Vorbehalt nach 
Artikel 4 Abs. 2 des Übereinkommens Gebrauch 
gemacht werden soll, wonach jeder Vertragsstaat 
mit Strafe bedrohte Handlungen, die innerhalb sei- 
ner eigenen Hoheitsgewässer begangen worden 
sind, auch verfolgen kann. Die ohne Einlegung des 
Vorbehalts eintretende Einschränkung der Straf- 
hoheit wäre nicht zu empfehlen, da es dem Küsten- 
staat freistehen muß, Verstöße gegen die schiffahrts- 
polizeilichen Bestimmungen in seinen eigenen Ho- 
heitsgewässern strafrechtlich zu ahnden. 


V. 

Das Übereinkommen vom 10. Oktober 1957 über 
die Beschränkung der Haftung der Eigentümer von 
Seeschiffen stellt das Recht der beschränkten Ree- 
derhaftung auf das aus dem anglo-amerikanischen 
Rechtskreis stammende und inzwischen fast welt- 
weit angewandte Summenhaftungs System um. Dies 
bedeutet, daß der Reeder künftig nicht mehr, wie 
nach deutschem Recht, für die Mehrzahl der aus dem 
Schiffsbetrieb gegen ihn entstandenen Forderungen 
nur dinglich mit dem Schiff und der Fracht haftet, 
sondern — wie jeder andere Gläubiger — persön- 
lich mit seinem ganzen Vermögen. Er kann jedoch 
die Haftung auf bestimmte, nach der Tonnage des 
Schiffes zu berechnende Haftungssummen beschrän- 
ken. Macht er von dieser Möglichkeit Gebrauch, so 
haftet sein sonstiges Vermögen für die Ansprüche, 
deretwegen die Haftungsbeschränkung eintritt, nicht 
mehr. 

Durch die Ratifizierung des Übereinkommens wer- 
den umfangreiche Änderungen des Vierten Buchs 
des Handelsgesetzbuchs erforderlich, die in dem 
Entwurf eines Seerechtsänderungsgesetzes — Druck- 
sache VI/2225 — enthalten sind. Ferner bedarf es 
einer gesetzlichen Regelung über das gerichtliche 
Verfahren bei der Einzahlung und Verteilung der 
zur Haftungsbeschränkung zu hinterlegenden Haf- 
tungssumme, die in dem Entwurf einer Seerecht- 
lichen Verteilungsordnung — Drucksache ■VI/2226 — 
enthalten sind. Um ein Nebeneinanderbestehen der 
Übereinkommensregelung und der innerstaatlichen 
Ausführungsvorschriften des Seerechtsänderungs- 
gesetzes mit unklaren Rechtsfolgen zu vermeiden, 
soll von dem Vorbehalt nach Absatz 2 Buchstabe c 
des Unterzeichnungsprotokolls zu dem Übereinkom- 
men Gebrauch gemacht werden. Auch die beiden 
anderen Vorbehalte, die das Unterzeichnungsproto- 
koll vorsieht (Absatz 2 Buchstaben a und b), sollen 
erklärt werden; der Vorbehalt zu Buchstabe a er- 
möglicht die Beibehaltung des Werthaftungsprin- 
zips für den Ersatz der Hebungskosten ge- 
sunkener Schiffe nach Maßgabe der Strandungsord- 
nung; der Vorbehalt nach Buchstabe b ermöglicht 
es, etwaigen späteren Erfahrungen Rechnung zu tra- 
gen und den Betrag für die Mindesttonnage anders 
festzusetzen als in dem Übereinkommen vorge- 
sehen. 


Bonn, den 22. Februar 1972 

Dr. Arndt (Hamburg) Dr. Hauser (Sasbach) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2224 — mit der 
Maßgabe anzunehmen, daß Artikel 1 folgende Fas- 
sung erhält: 

„Artikel 1 

Den folgenden auf der IX. und X. Diplomatischen 
Seerechtskonferenz in Brüssel 1952 und 1957 von 
der Bundesrepublik Deutschland Unterzeichneten 
Übereinkommen wird zugestimmt: 

1. Dem Internationalen Übereinkommen vom 
10. Mai 1952 zur Vereinheitlichung von Regeln 
über den Arrest in Seeschiffe — mit der sich aus 
Artikel 10 Buchstaben a und b des Übereinkom- 
mens ergebenden Einschränkung — ; 

2. dem Internationalen Übereinkommen vom 
10. Mai 1952 zur Vereinheitlichung von Regeln 
über die zivilgerichtliche Zuständigkeit bei 
Schiffszusammenstößen ; 


3. dem Internationalen Übereinkommen vom 
10. Mai 1952 zur Vereinheitlichung von Regeln 
über die straf gerichtliche Zuständigkeit bei 
Schiffszusammenstößen und anderen mit der 
Führung eines Seeschiffes zusammenhängenden 
Ereignissen — mit der sich aus Artikel 4 Abs. 2 
des Übereinkommens ergebenden Einschrän- 
kung—; 

4. dem Internationalen Übereinkommen vom 
10. Oktober 1957 über die Beschränkung der 
Haftung der Eigentümer von Seeschiffen sowie 
dem Unterzeichnungsprotokoll hierzu — mit der 
Maßgabe, daß die Bestimmungen dieses Über- 
einkommens durch besondere gesetzliche Rege- 
lung in einer dem deutschen Recht angepaßten 
Form übernommen werden, und mit der sich aus 
Absatz 2 Buchstaben a und b des Unterzeich- 
nungsprotokolls ergebenden Einschränkung — . 

Die Übereinkommen werden nachstehend veröffent- 
licht." 


Bonn, den 22. Februar 1972 


Der Rechtsausschuß 

Dr, Lenz (Bergstraße) Dr. Arndt (Hamburg) Dr. Hauser (Sashach) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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